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Expedition: Herrenſtraße N 20. 
Außerdem übernehmen alle Poft » Anftalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


kilung. 
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No. 124. Mittag⸗Ausgabe. Verlag von Eduard Trewendt. Dinstag den 13. März 1860. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

London, II. März. Wie dem Reuter'ſchen Bureau aus Paris gemeldet 
wird, iſt die Antwort des Papſtes auf die franzöſiſchen Vorſchläge dort ein⸗ 
getroffen. Dieſelbe erklärt, die Integrität des Kirchenſtaates ſei nicht blos 
eine politiſche, ſondern auch eine religibſe Frage. Das Vicariat in der 
Romagna wird entſchieden zurückgewieſen, dagegen die Geneigtheit zu Re⸗ 
formen 12. ena jedoch unter der Bedingung der Integrität des Kir⸗ 
chenſtaates. ee ee In der T. N. der Nr. 123, 
Z. 7 v. u., muß es heißen ſtatt: Munizipa ität von Turin — Munizipalität 
von Mailand.) 


Vierteljähriger Abonnementspreis 
in Breslau 2 Thaler, außerhalb inel. Porto 
2 Thaler 11%, Sgr. Inſettionsgebühr für den 
Raum einer fünftheiligen Zeile in Petitfehrift 


ziallandtage eher einen Hemmſchuh als eine Förderung bilden. Ich müßte 
den Grafen Arnim nicht ſo lange kennen, wie ich ihn kenne, wenn ich ihm 
nicht zutrauen ſollte, daß er an den Geſetzen feſthalten und dem Grundſatz: 
principiis obsta, nie untreu werden wird; ich gone aber auch, daß er daſ⸗ 
ſelbe von der Regierung vorausſetzen wird. enn eine Meinungsverſchie⸗ 
denheit obwaltet, ſo beruht ſie nicht darauf, daß die Regierung weniger ein 
Feſthalten an den Prinzipien wünſcht, als der Redner, ſondern auf einer andern 

Auffaſſung der Geſetze. Das vorliegende Geſetz iſt keineswegs ein ſolches, 

welches den Provinziallandtagen vorgelegt werden müßte; denn man kann 

doch nicht annehmen, daß eine Verpflichtung vorliegt, ein allgemeines Ge⸗ 

ſetz dem Landtage e iner Provinz unterzu reiten, weil es ſich um Abände⸗ 

kung einzelner Beſtimmungen eines Geſetzes handelt, betreffs deſſen früher 

dieſer Provinziallandtag gehört worden war. In Bezug auf die Landge⸗ 

meindeordnung der Provinz Weſtfalen war es zweifelhaft, ob die Vorle⸗ 

ung an den Provinzial⸗ Landtag nöthig ſei, und weil dies zwei⸗ 

hatt ward, würden die Landgemeinden der weſtlichen Provinzen nicht in 
das Geſetz eingeſchloſſen. Die Regierung wird pe an dem Grundſatz feſt⸗ 

halten, daß die Geſetze des Landes, mogen fie ihr efallen oder nicht, aus⸗ 

geführt werden müſſen. Wenn ſie das Haus erſucht, das Amendement zu 

f 1 zu verwerfen, ſo erkennt ſie den Uebelſtand an, daß nicht auch gleich 

ür die Landgemeinden eine Regulirung eintreten konnte, aber der Uebelſtand 

iſt nicht ſo bedeutend, daß deshalb bezuglich der Städte ein ungleiches 

Recht eingeführt werden ſollte. Ich habe ſoeben von dem Oberpräſidenten 

der Rheinprovinz einen Bericht erhalten, in welchem er mich im Intereſſe 

der Provinz erſucht, für Verwerfung des Amendements zu wirken. Wird 

das Amendement angenommen, ſo kommt die Regierung in eine ſchlimme 

und ſchwierige Lage. Durch die Annahme des § 3 in der Faſſung der Kom⸗ 

miſſion, die höhere Sätze feſtſtellt als die Regierungsvorlage, iſt letztere 
ſchon abgeſchwächt worden. Wenn jetzt bei Annahme des SI das 1 8 

bereich des Geſetzes eingeſchränkt wird, fo wird vom Geſetz wenig übrig blei⸗ 
ben, und die Regierung wird zu erwägen haben, ob es gerathen ſei, wegen 
des Minimum's das Geſetz überhaupt zu emaniren. 

Graf Neſſelrode: Im Intereſſe der ländlichen Bevölkerung, im Intereſſe 
der kleinen Arbeiter habe er die Aufhebung des Einzugsgeldes überhaupt 
aun nun ſei er mindeſtens für die Ausdehnung der durch die Regie⸗ 
rung gebotenen Erleichterung auf die weſtlichen Provinzen. — Hr. v. Kleiſt⸗ 
Retzow: auch er werde ſein Votum über das Geſetz von dem Schickſal des 
Kommiſſions⸗Vorſchlages abhängen laſſen. Das Miniſterium habe nicht 
einmal die Oberpräſidenten der weſtlichen Provinzen gefragt, der eben er⸗ 
wähnte Bericht des Oberpräſ. der Rheinprovinz würde f nicht erſt jept 
eingetroffen ſein, wenn er früher gefragt worden wäre. — Es frage ſich einfach, 
welche Ungleichheit größer ſei, die von der Kommiſſion befürwortete Ungleich⸗ 
heit zwiſchen den öſtlichen und weſtlichen Provinzen, oder die von der Re⸗ 
gierung 0 Ungleichheit zwiſchen Stadt und Land in derſelben Pro⸗ 
vinz. Doch wohl die Tebtere, f 

Reg.⸗Kommiſſar v. Mallinckrodt: Für Weſtfalen enthalte die Landge⸗ 
meinde⸗Ordnung hinſichtlich des Einzugsgeldes dieſelbe Beſtimmung, wie die 
Städte⸗Ordnung. Nicht jo in der Rheinprovinz. Für die hier vorliegende 
Frage ſei es von weſentlichem Intereſſe geweſen festzustellen, in welcher 
Weiſe das Einzugsgeld bis jetzt in den weſtlichen Provinzen erhoben worden 
ſei. Im Regieruugsbe irk Trier erheben von 537 Landgemeinden nur 28 
das Einzugsgeld; im Negierungsbeie Aachen nehmen von 15 Städten 7 
gar lein Einzugsgeld, worans zu schließen, daß es bei den Landgemeinden 
dort wohl ähnlich ſein werde; im Reg.⸗Bezirk Köln nehmen von 286 Land⸗ 
gemeinden nur 40, im Reg.⸗Bezirk Duſſeldorf von 369 nur 42 Einzugsgeld. 
In der Prov. Weſtfalen beſtehe im Reg.⸗B. Arnsberg nur in 359 von 785 
Landgemeinden Einzugsgeld und I dieſer Reg.⸗Bezirk ſei der induſtriellſte. 
Dieſe Zahlen enthielten unzweifelhaft nichts, was gegen die Annahme der 
Regierungsvorlage Bedenken erregen könnte. Die Höhe des in den weſtlichen 4 
Provinzen beſtehenden Einzugsgeldes angehend, ſo wolle er nur anführen, 
daß im Reg.⸗Bezirk Arnsberg das Einzugsgeld in 19 Gemeinden 10 Thlr., ö 
in 24 nur 6 bis 8, in den übrigen (mehr als 300 Landgemeinden) theils 
unter 2, theils 2 bis 5 Thlr. betrage. Von den Städten unter 2500 Einw. 
hätten die meiſten Landgemeinde⸗Ordnungen und alſo auch entſprechend nie: ' 
drige Einzugsgelder. — Die Nachtheile alſo, die aus der Einführung des ; 
neuen Geſetzes in den weſtlichen Provinzen entſtehen ſollten, ſeien der Re⸗ 
gierung nicht erſichtlich. Dagegen wohl die Nachtheile aus einer Ungleichheit 
der Geſetze zwiſchen den öjtlihen und weſtlichen Complexen der Monarchie. | 
Das ſtädtiſche Einzugsgeld in den weſtlichen Provinzen ſei höher als an⸗ 
derswo, es ſollte durch das neue Geſetz herabgeſetzt werden, und dieſe Her⸗ H 
abſetzung ſei auf keinem andern Wege möglich. — Wenn die Autorität des 
Oberpräſidenten für die Provinz Weſtfalen und die des jetzigen Oberpräſi⸗ 1 
denten der Rheinprovinz einander gegenüberſtänden, jo müſſe er dem Hauſe 
überlaſſen, dazwiſchen zu wählen. f ; f a 0 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Bei namentlicher enen wird der En 
Commiſſions⸗Vorſchlag — Beſchränkung des Geſetzes auf die Städte der 
6 öſtlichen Provinzen — mit 49 gegen 43 Stimmen abgelehnt; dage⸗ 
Ra ſtimmen: Präſident Prinz Hohenlohe, die Miniſter, Kaypſerlingk, Graf 

altzahn, Graf Neſſelrode, Freiherr v. Oldershauſen, Edler von Puttlitz, 
I 
! 


nie dazu geben, daß eine Beſtimmung wie die in Rede ſtehende die aller⸗ 
höͤchſte Sanktion erhalte. Er habe bei ſeinen in Bezug auf den vorliegenden 
Punkt gethanen Aeußerungen weder an moderne Gemeinde⸗Ordnungen, noch 
an Codifikation der Gemeinde⸗Geſetzgebung gedacht; man hätte die Befürch⸗ 
tungen, welche man hege, ihm (dem Miniſter) als ſeine Abſichten unter⸗ 
gelegt. Es werde ſich die Gelegenheit finden, auf dieſen Gegenſtand zurück⸗ 
zukommen; er würde alsdann vielleicht bedauern müſſen, mit den Herren 
nicht übereinzuſtimmen, in manchen Punkten möchte er ihnen aber näher 
ſein, als ſie vielleicht glaubten. 
re Senfft (thatſächlich gegen Krausnick): „Nach meiner Auffaſſung 
iſt in jeder Familie nur ein Mann“. (Große Heiterkeit.) — Der Senfft ſche 
Zuſatz⸗Paragraph wird verworfen. Für denſelben erhebt ſich außer Hrn. 
v. Senfft nur noch ein Mitglied. 7 ! 
Der Juſtizminiſter Simons überreicht einen Geſetz-Entwurf über die 
Abſchätzung der Lehne in Alt-, Bor: und Hinferpommern. Das Prinzip des 
Geſetz⸗Entwurfs, fügt der Miniſter hinzu, ſei, daß die Aufnahme der Lehns⸗ 
taxen lediglich in die Hand des pommerſchen Landtages gelegt werden ſolle. 
Wiederholte Anträge, dieſen Gegenſtand ſobald als möglich zum Abſchluß zu 
bringen, namentlich um die Beſorgniß der Gläubiger für den Fall einer 
Subbaſtation zu beſeitigen, hätten die Regierung veranlaßt, die Vorlage 
noch in dieſer Seſſion zu machen. — Der Antrag geht an eine beſondere 
Kommiſſion. g E \ 
Bei dem bis zuletzt vorbehaltenen $ 1 des Geſetzes, welcher die bishe⸗ 
Bon e nate 7 ei 85, H e de ae 
lage wegen des ſtädtiſchen Einzugsgeldes geleſen und nichts darin gefunden, Kinkaufege delle de ebt, wird ein von der Kommiſſion vorgechiageges 
was nicht ea auf ide er ee in den Pſtichen em Zusatz: „An Stelle derjelben, treten nachſtehende Beſtimmungen (88 210) 
paſſe. Es laſte durch maſſenhaften Zuzug von Fabrikarbeitern u. dergleichen unter Zustimmung des Ministers des Innern angenommen. N 
ein ſchwerer Druck auf dieſen Gemeinden, und das vorliegende Geſetz ſchaſſe] Di Schließlich handelt es ſich um den Geltungsbereich des Geſebes. 
nicht die geringſte Erleichterung deſſelben. Städte ſeien durch Wohnungse] wif, Regierung will es für die Städte der ganzen Monarchie einführen, 
theurung und Wohnungsmangel vor zu großem Zuzuge geſchützt. Auf dem welche die Städteordnung haben, die Commiſſion nur für die Städte der 
Lande baue man Häuser, vermiethe und verkaufe ſie an die Zuziehenden, ſechs östlichen Provinzen. | ei 8 
ohne daß Jemand dies verhindere. Er wiſſe einen Fall, in welchem zehn Referent Gropded motivirt den Commiſſtons⸗Vorſchlag mit der großen 
amilien Eigenthümer von nur einem halben Morgen Sandboden ſeien. Ungleichheit, die zwiſchen den Stäbten und Landgemeinden der beiden weſt⸗ 
15 vielen Dörfern ſei es nicht anders; manche müßten durch den Land⸗ lichen ER Un würde, wenn man das dort auch für die Land⸗ 
rmen⸗Verband unterſtützt werden. Die Dörfer ſuchten ſich gegen den Zu gemeinden beitehende Einzugs geld, das ven den Provinzial-Sandtagen feit 
u zu ſchützen; aber die bisherigen Mittel reichten nicht aus. In der geſetzt ſei, abſchaffen wolle. Man müſſe die Stimme dieſer Landtage hören. 
e 


Preuſ en. 
K. C. 15. Sitzung des Herrenhauſes. 

Präſident Prinz Hohenlohe eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 20 Min, — 
Am Miniſtertiſche: v. Auerswald, Simons, Graf Pückler, v. Patow, Graf 
Schwerin und als Commiſſar des letzteren Herr v. Mallinckrodt. : 

Der Antrag des Herrn v. Kleiſt⸗Reetzow wird verleſen und der Finanz⸗ 
Commiſſion überwieſen. Es folgt die Fortſetzung der Berathung über den 
Geſetzentwurf wegen des ſtädtiſchen Einzugs- u. 0 w. Geldes. Zunächſt han⸗ 
delt es ſich um den vom Baron Senfft v. Pilſach beantragten Zuſatz⸗Para⸗ 
graphen, wonach die Landgemeinden, vorbehaltlich der Genehmigung der Re⸗ 
gierung, Einzugsgeld und Einkaufsgeld ſollen erheben können. 

Baron Seufft v. Pilſach: Er habe die Motive der Regierungs⸗Vor⸗ 


rmark ſchlöſſen die Bauern ihre leerſtehenden Räume lieber zu; andere „Ober⸗Bürgermeiſter Stupp: Die beiden rheiniſchen Mitglieder der Com⸗ 
Dörfer er 50 Thlr. Kaution = drei Jahre von 9 e Eigen; | miffton hätten ſich ſchon gegen den, Commiſſions⸗Vorſchlag erklärt. Noch ſei 
thümer, der einen fremden Miether aufnehme. Dem Reichthum der Städte es nicht Zeit, das Einzugsgeld ganz abzuſchaffen. Die Willkür aber maſſe 
gegenüber müſſe man der Armuth der Landgemeinden Rechnung tragen. — dabei aufgehoben und für den ganzen Staat daſſelbe Syſtem eingeführt 
Ferner gebe es Städte, die viel kleiner ſeien als manche Dörfer, die erſteren werden. Wenn es ſich um ein organiſches Geſetz, um die Frage handle, 
dürften Einzugsgeld erheben, die letzteren nicht. Es würde dahin kommen, unter welchen Bedingungen ein Oſtpreuße nach der Rheinprovinz ziehen 
daß die Einwohnerſchaft der Dörfer künftig hauptſächlich aus Faullenzern, konne, fo müßte jedes Sonder Bedenken ſchwinden. Ueberall geltendes 
Arbeitsſcheuen, Herumtreibern und Zuchthäuslern beſtehe. Das Einzugsgeld leiches Geſet ſei nothwendig. Verwirrungen würden möglicherweiſe ent⸗ 
für die Städte habe nicht die Regierung, ſondern eine längſt verſtorbene ehen: fie würden aber noch größer ſein, wenn man das Geſetz nur in den 
zweite Kammer vorgeſchlagen. Warum wolle das Haus nicht den Landge: 6 öſtlichen Provinzen einführe, namentlich $ 5. würde dann zu großeren Sts⸗ 
meinden oder wenigſtens einzelnen derſelben den gleichen Vortheil gewähren ?] rungen, feen e weil Perſonen, die in den ötlichen Provinzen vom Einzugs⸗ 


i itä in: ü 3. [gelde befreit ſeien, in den weſtlichen Provinzen zur Zahlung deſſelben ge⸗ 
Cine Autorität, der Graf Schwerin⸗Puzar, habe ſich ebenfals N I zwungen würden. u der Rheinprovinz exiſtire überhaupt nur in denjenigen 


Landgemeinden ein Einzugsgeld, in denen es herkömmlich ſei. Es ſei aber 
nirgends herkömmlich. Ex erkläre ſich demnach für die eee 
Herr v. Düesberg: Der Vorſchlag der Kommiſſion ſei auf ſeinen An⸗ 
trag gemacht worden; er habe dabei zunaͤchſt und weſentlich Weſtfalen im 
Auge gehabt. Sein Antrag ſolle nicht die Rheinprovinz und Weſtfalen für 
immer ausſchließen, ſondern dort eine gleichmäßige Regelung dieſes Verhaͤlt⸗ 
niſſes für Stadt und Land vorbehalten; der Regierungs⸗Vorſchlag würde in 
den weſtlichen Provinzen eine bedeutende Störung hervorrufen; die weſt⸗ 
lichen Provinzen hätten beſondre Städte⸗ und Landgemeinde⸗Ordnungen, 
deren eine die andre ergänze, ſie hätten eine in ſich abgeſchloſſene Commungl⸗ 
Verwaltung. Eine Ueberſiedelung von Perſonen aus den öftlihen Provin⸗ 
zen nach den weſtlichen finde nicht häufig ſtatt, meiſt ſeien es nur Beamte 
und Militärs, und dieſe ſeien vom Einzugsgelde befreit. Durch die Land⸗ 
gemeindeordnung ſei in Weſtfalen das Einzugsgeld feſtgeſetzt, und nur durch 
das vorliegende Geſetz eine Aenderung eines provinziellen Geſetzes vorzu⸗ 
nehmen, ohne den Provinziallandtag gehört zu haben, das zu verhindern, 
0 10 der Zweck due lee der 1 2 wa wolle, 5 die sa 
eil iſt überhaupt durch kein Geſetz zu beſeitigen. abe ſchon in der führung des Geſetzes für Weſtfalen auf einige Zeit hinauszuſchieben. In 
an milion Et, daß Regierung ſich auf das Kier ch ente der Auf: | Weſtfalen hätten von den 90 Städten, die es dort überhaupt gebe, 27 die 
nahme des von Herrn v. Senfft beantragten $ 12 in das Geſetz widerſetzen Landgemeindeordnung, und zwar nicht blos kleine Flecken, ſondern Städte 
werde. Die Regierung kann ſich nur darauf einlaſſen, das Einzugsgeld jo | wie Halle und Tecklenburg; dieſe würden bei Annahme des Regierungs⸗ 
zu regeln, daß es weniger drückend auf die ärmere Bevölkerung laſte, da Vorſchlags gegen die andern, in denen die Städteordnung gelte, ſchlechter 
| nun einmal die völlige Aufhebung des Einzugsgeldes nicht räthlich erſcheint: | geitellt, 
1 
| 
ji 


geſprochen. 
err v. Wald ow⸗Reitzenſtein führt aus der Gegend von Magdeburg 
Beiſpiele an, daß ländliche Gemeinden durch den ungehinderten Juden von 
Fabrikarbeitern ſowohl moraliſchen wie materiellen Nachtheil erleiden. Er 
ſtimmt dem Senfft'ſchen Antrage bei. { 
Miniſter des Innern Herr v. Senfft iſt auf jo vielen Gebieten um: 
hergeſchweift und mit einer ſolchen Virtuoſität von dem einem zum andern 
| übergegangen, daß es mir unmöglich war, ihm genau zu folgen. Sie wer⸗ 
den es mir daher erlaſſen, ihm auf alle Anführungen zu antworten. Was 


die von ihm erwähnten Beſchwerden betrifft, jo bitte ich ihm dieſelben ein: 
zeln nachzuweiſen; ich werde alsdann im Stande ſein, zu ſagen, inwiefern 
die Entſcheidung nach den beſtehenden Geſetzen erfolgt iſt. Er hat behaup⸗ 
tet, daß eine große Maſſe von Uebelſtänden ſich in den Landgemeinden vor⸗ 
— 5 iſt aber den Beweis ſchuldig geblieben, daß ſein Mittel die Uebel⸗ 
tände beſeitigen werde. Ich erkenne an, daß Uebelſtände in den Landge⸗ 
meinden exiſtiren, wenn fie auch nicht jo grell ſind, als fie Herr v. Senfft 
geſchildert, ein Theil derſelben wird ſeine Erledigung durch ſtricte und prä: 
eiſe Handhabung der beſtehenden Geſetzgehung erhalten können; ein anderer 


r fie wird ſich nie herbeilaſſen, das Einzugsgeld noch auszudehnen. Herr w Herr Haſſelbach: Wenn der Vorſchlag des Vorredners angenommen 
abe len ia 7 805 er 915 Recht Be nicht für alle Landgemeinden in würde, ſo müßte er gegen das ganze Geſetz ſtimmen. Werde das Geſetz 
Anſpruch nehme, die Regierung iſt indeß überzeugt, daß, wenn die Ausdeh⸗ mur für die 6 e e beſchloſſen, jo würden dadurch die größten 
nung überhaupt einmal zugelaſſen iſt, dieſelbe naturgemäß immer weiter ge⸗ Ungleichheiten herbeigeführt werden. Er glaube, daß die Verhältniſſe in den 
führt werden wird, ſo daß zuletzt alle Landgemeinden in das Netz hineinge⸗ weſtlichen Provinzen doch etwas anders lägen, als der Vorredner! eſchildert, 

| zogen würden und der Fall eintrete, daß alle diejenigen, welche nicht eine und es ſei hier ſchon ausgeſprochen, daß in der Rheinprovinz faktiſch eigent⸗ 
| beitimmte Summe zahlen können, an die Scholle gefeſſelt find. lich gar kein Einzugsgeld exiſtire, da die Vorausſetzungen, unter denen es 
Graf Arnim⸗Boytzenburg: Er glaube nicht, daß die beſtehenden] erhoben werden könne. faſt nirgend zuträfen. Wenig anders liege es in der 
Uebelſtände durch das Einzugsgeld oder gar durch moderne Gemeinde⸗Ord⸗ rovinz Weſtfalen. Die Unzuträglichkeiten der Verſchiedenheit zwiſchen den 
nungen geheilt werden können. Auf eine Erörterung des Prinzips und der Landgemeinden und Städten in Weſtfalen werden weit geringer ſein, als 
Tendenz wolle er ſich in dieſem Augenblicke nicht einlaſſen; es handle ſich die, welche durch die Einführung des Geſetzes nur in den 6 öſtlichen Pro⸗ 
heut um eine von der Regierung vorgeſchlagene Ausgleichung von Härten, vinzen hervorgerufen würden. x 1 
und da ſei er der Anſicht, daß man nicht eine ſolche Beſtimmung wie die Graf Arnim Boitzenburg: Der Vorredner habe auf die Ungleichbei⸗ 
Senfft 'ſche interpoliren dürfe. Er werde nicht dafür ſtimmen, daß der § 12 ten bingewieſen, welche die Annahme des Commiſſions⸗Vorſchlags hervor⸗ 
als integrirender Theil in das Geſetz aufgenommen werde, da es ihm darauf rufen, würde, er habe indeſſen gar keine Bedenken, wenn für die weſtlichen 
ankomme, daſſelbe nicht zum Scheitern zu bringen, und von den zwei an⸗] Provinzen im nächſten Jahre ein r zum Geſetze eingebracht würde. 
dern Faktoren der Geſetzgebung der hauptſächlichſte, die Regierung, in ent: | Die Regierung habe in der Commiſſion ſelbſt angeführt, daß fie das Mate⸗ 
ſchiedener Weiſe erkläre, daß ſie nicht in der Lage ſei, nach dieſer Seite hin] rial in dieſer Beziehung noch nicht zuſammenbabe. Höher, als die bloße 
zu wirken. — Herr v. Senfft⸗Pilſach iſt überzeugt, daß die Regierung Rückſicht der Zweckmäßigkeit ſtehe ihm das Princip, daß die weſtlichen Pro⸗ alle 
ſich ſchon noch von der Vorzüglichkeit ſeines Vorſchlages überzeugen und den vinziallandtage noch nicht gehört ſeien, das Princip, daß man Provinzial | gnädigſt gerubt: dem Hausvater Ludwig Noack beim Friedrichsſtift 
§ 12 mit in den Kauf nehmen werde. Seinen urſprünglichen Antrag, wel⸗ Geſetze nicht ändern könne, ohne die Provinziallandtage gehört zu haben; u Berlin das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; den Profeſſor, Hi 
chen die Commiſſion in Form einer Reſolution dem Hauſe zur Annahme ſes ſei über jeden Zweifel erhaben, daß der Provinziallandtag in dieſer Sache zu Bu a 5 d ER U 1 
| empfiehlt, zieht Herr v. Senfft zurück. — Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Die non gehört werden müſſe; denn nicht ein allgemeines Geſetz, wie die Städteord⸗ Univerſitäts⸗Prediger und Stadtpfarrer Dr. Plitt in Heidelberg 1 
dem Miner des Innern verheißene Modifikation der Gemeinde: Ordnung | nung für die öſtlichen Provinzen von 1853, werde für die weſtlichen Pro- ordentlichen Profeſſor in der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultät der Uni⸗ 
werde wohl nicht im Stande ſein, die Uebelſtände zu vermindern. Der Mie | vinzen durch den vorliegenden Entwurf getroffen, ſondern ein Provinzial | verſität in Bonn und zum Univerſitäts⸗Prediger daſelbſt zu ernennen; 
niſter habe das „nimmermehr“ in der Commiſſion betont und neulich von] Geſetz. Halte man das Princip feſt, ſo würde man dadurch ſtets gehörig] dem praktiſchen Arzte Dr. Nitzſche zu Jauer den Charakter als Sa⸗ 
dem praktiſchen Standpunkte geſprochen; es komme nun darauf an, daß das] vorbereitete Geſetz⸗Vorlagen erhalten, die viel mehr Ausſicht auf Annahme nitäts⸗Rath zu verleihe 5 den Mai D. Albert v. Fran⸗ 
aus einen Beſchluß faſſe und das andre Haus zuitimme; dann werde die haͤtten. Aus dem Commiſſions⸗Vorſchlage entſtehe weiter nichts, als daß kenb zu verleihen, ſowie den Major a. er degigen Stähle 
Net das „nimmermehr“ vielleicht in milderem Lichte ſehen. Wenn er das Ziel für die weſtlichen Provinzen auf ein Jahr hinausgeſchoben werde.[ken erg⸗Proſchlitz zu Charlottenburg, der von der 9 5 
trotzdem nicht für den Senfft ſchen Antrag ſtimme, jo geſchehe das nicht aus] Er habe das Princip ſtets vertheidigt und nehme auch noch heut für die | verordneten⸗Verſammlung getroffenen Wahl gemäß, als Beigeordneten 3 
prinzipieller Meinun sverſchiedenheit; die Regierung möge nur nicht aus] Provinziallandtage das Recht in Anſpruch, derartige Geſetze, bevor fie an der Stadt Charlottenburg für die geſetzliche ſechsjährige Amtsdauer zu 
Verwerfung des Senfft ſchen Antrages ſchließen, daß das Haus feine Anſicht den Landtag gelangen, zu begutachten. Er bitte alfo, den Vorſchlag der beſtätigen 
in diesem Punkte geändert habe. — Herr v. Senfft⸗Pilſach giebt zu Gun“ Sommiffion, aus elchtung vor dem Geſeße und dem Recht der Provinzial⸗] del ngen. Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha iſt von 
ſten ſeines Antrages noch zu erwägen, wie ſchwer ſich Dorfgemeinden zur ſtände, anzunehmen. u Se. Hoheit der Herzog von Sach 0 
Einführung von Neuerungen entſchließen; etwaige Beſchlüſſe für Einführung Minifter des Innern Graf v. Schwerin: Wenn ich einen Theil der Coburg hier angekommen. . 
Der bisherige Gewerbeſchul⸗Lehrer Albert Grell zu Halle iſt 
zum ordentlichen Lehrer an der Muſterzeichnen⸗Schule zu Berlin er⸗ 


v. Rabenau, Fürſt Bogisl. Radziwill (Fürſt W. Radziwill ſtimmte für den 
Commiſſions⸗Vorſchlag), Herzog v. Ratibor, v. Rochow, v. Rotbhkirch⸗Trach, 
Graf v. Schwerin, Graf v. Solms⸗Baruth, Graf York, Dr. Zander, von 
Arnim⸗Kröchelndorf, Brandis, Brüggemann, v. Brünneck u. A. m. 
Der § 1 der Regierungs⸗Vorlage wird angenommen. Eben ſo die Ein⸗ 
gangsformel nach dem Vorſchlag der Regierung. 1 
Die betreffenden Petitionen werden nach dem Antrag der Commiſſion 
ohne Diskuſſion durch Tagesordnung erledigt. * b 
Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. | 


Berlin, 12. Marz. [Amtlihes.] Seine königliche Hoheit 
der Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Majeſtät des Königs, aller⸗ 0 


des Einzugsgeldes würden dann aber noch der Genehmigung der Regierung, Angriffe des Grafen Arnim auf ſich beruhen laſſe, fo geſchieht dies in Er⸗ ' 
welche ja vom Miniſter des Innern inſtruirt werden könne, unterliegen. — |wägung deſſen daß bier gewiſſermaßen die Creigniſſe ihren Schatten vor⸗ h 
Oberbürgermeiſter Krausnick. Er würde ſich glücklich ſchätzen, wenn (wie] auswerfen. Der Vorredner bat nicht das vorliegende Geſetz, ſondern ein nannt worden 5. 

err v. Senfft behauptet) in Berlin der neunte Mann Einkommenſteuer] anderes im Auge gehabt, welches, wie ich hoffe und Graf Arnim fürchtet, a isrichter Wippermann zu NKarlruh if 7 
bezahlte; Herr v. Senfft amen den neunten Mann mit der neunten) recht bald vorgelegt werden ſoll. Sie, werden alsdann dieſelben Vorwürfe Der bisherige Kreisrichter 7 F nei ſt zum | 
amilie, da von 90,000 Familien etwa 10,000 Einkommenſteuer entrichten. nochmals hören, und ich werde dann Gelegenbeit nehmen, zu antworten. Ob Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Torgau, und zug eich zum No⸗ 

on jenen 90,000 Familien ſeien 15,000 ſolche, die nicht zur Miethsſteuer bei der Anfertigung von Geſetzen jetzt, wo außer der Regierung noch die bei⸗ tar im Departement des Appellationsgerichts zu Naumburg, mit An⸗ 
Awg 2809 werden könnten; unter den übrigbleibenden 75,000 gäbe es] den Häuſer des Landtages daran mitwirken, weniger gründlich verfahren weiſung ſeines Wohnſitzes in Torgau, ernannt worden. F 
wa 2600, die mit einem Einkommen von 1000 Thlr. angeſetzt ſeien. wird als früher, wo die Geſetze nur der Prüfung von Beamten unterlagen, Der Kreis⸗Phyſikus Dr. Gall zu Kempen iſt nach Poſen verſetzt; 
des Niniſter des Innern: Die Erklärung, welche er abgegeben, ſei Namens | laſſe ich 2 ebenſo die Frage, ob die Hinzuziehung der Provinzial⸗ . 2 8 5 8 ſidl ’ 
Staatsminiſteriums erfolgt; was ihn betreffe, jo werde er ſeinen Rath! Landtage die eſetzgebung fordere. Ich bin der Anſicht, daß die Provin⸗ ſowie der praktiſche Arzt ꝛc., Kreis⸗Phyſikus a. D. Dr. Woſſidlo, 


zum Kreis⸗Phyſikus des Kreiſes Schildberg ernannt; und die Anſtellung 
des Lehrers Dr. Schorn zu Münſter und des Gymnaſtal⸗Hilfslehrers 
Dr. Lauffs zu Koblenz an der Realſchule zu Köln, des erſteren als 
Oberlehrer, des letzteren als ordentlicher Lehrer genehmigt worden. 

Se. königl. Hoheit der Prinz-Regent haben, im Namen Sr. Ma: 
jeſtät des Königs, allergnädigſt geruht: Dem ordentlichen Profeſſor an 
der Univerſität zu Bonn, Dr. Welcker, die Erlaubniß zur Anlegung 
der von des Großherzogs von Heſſen und bei Rhein koͤniglicher Hoheit 
ihm verliehenen Commandeur⸗Kreuzes zweiter Klaſſe des Ludwigs⸗ 
Ordens, jo wie des von des Herzogs von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha Ho: 
heit ihm verliehenen Commandeur⸗Kreuzes erſter Klaſſe des herzogl. 
Sachſen⸗Erneſtiniſchen Hausordens zu ertheilen. 

[Lotterie.] Die Ziehung der 3. Klaſſe 121ſter königl. Klaſſen⸗ 
Lotterie wird den 20. März d. J., Morgens 8 Uhr, im Ziehungsſaal 
des Lotteriegebäudes ihren Anfang nehmen. (St. A.) 


Italien. 
[Die Zuſtände.] Frankreich thut ſein Mögliches, ſich in der 
italieniſchen Frage außer Verantwortung zu ſetzen und Sardinien zu 
zwingen, ſich allein vor den Riß zu ſtellen, nachdem es durch Abtre— 
tung von Savoyen und Nizza die Zeche für die Lombardei au den 
Kaiſer Napoleon, obgleich derſelbe blos für eine Idee focht, bezahlt 
hat. Marſchall Vaillant hat Befehl von Paris bekommen, an dem 
Tage, wo die Einverleibung Toskana's und der Romagna proklamirt 
werde, mit ſeinen Truppen den Rückzug aus der Lombardei (nach 
Savoyen?) anzutreten; noch mehr, er hat von dieſem Befehle dem 
Könige Viktor Emanuel am 5. oder 6. März in Mailand durch den 
dortigen Gouverneur, Ritter d'Azeglio, Mittheilung machen laſſen. 
Hierauf wurde vom Könige, ſofort nach deſſen Rückkehr, in Turin ein 
Kabinetsrath gehalten, der den ganzen Morgen in Anſpruch nahm. 
Nach Erwägung der Erklärungen des Kaiſers Napoleon in der De: 
peſche Thouvenels vom 24. Februar, ſowie der Thronrede v. 1. März, 
faßte Viktor Emanuel mit feinen Miniſtern den Beſchluß, alle Fol: 
gen, die aus Frankreichs Erklärung für Sardinien ſich 
ergeben würden, auf ſich zu nehmen. Der turiner Regierung 
bleibt nunmehr keine Wahl mehr, und ſo darf es nicht überraſchen, 
wenn das Gerücht, die ganze ſardiniſche Armee werde auf den Kriegs⸗ 
fuß verſetzt werden, in den nächſten Tagen ſich verwirklicht. Dennoch 
glaubt man, ſelbſt wenn die Franzoſen den Rückmarſch bald antreten 
ſollten, in Italien noch nicht an die Unvermeidlichkeit eines nahen Krie⸗ 
ges, da Sardinien jetzt doppelt Urſache hat, Oeſterreich keinen Vor⸗ 
wand zum Losbrechen zu bieten. Man macht ſich aber auf Alles gefaßt. 
Durch telegraphiſche Depeſchen aus Turin vom 9. März Abends und 
vom 10. März liegen uns Auszüge aus drei Aktenſtücken vor, welche 
keinen Zweifel mehr darüber geſtatten, daß Cavour, Ricaſoli und Fa⸗ 
rini den Ernſt der Situation vollſtändig begreifen. Am 29. Februar 
richtete Cavour eine Depeſche an Ricaſoli und an Farini über 
Thouvenels Erklärung in Bezug auf Mittel⸗Italien. 

„Frankreich“, heißt es in dieſem Aktenſtücke, „giebt keine beſondere Vor⸗ 
liebe in Bezug auf die Wahl des künftigen Souveräns kund; aber authen⸗ 
tiſche mündliche Erklärungen ſind ertheilt worden, welche dahin lauteten, daß 
die Wahl eines Prinzen aus dem Hauſe Savoyen auf Widerſpruch von Sei⸗ 
ten der franzöſiſchen Regierung ſtoßen würde. Ich bin überzeugt“, ſetzt Ca⸗ 
vour hinzu, „daß Ew. Excellenz die Rathſchläge in Erwägung ziehen wird, 
die Toskana von einem großmüthigen Bundesgenoſſen, dem Italien ſeine 
neuen Geſchicke zu danken hat, ertheilt werden. Ich verhehle mir nicht, daß 
die Regierung Toskanas die Verantwortlichkeit wegen eines an 
nicht, ohne die Nation um Rath zu befragen, wird übernehmen wollen. Die 
Regierung des Königs hofft, indem ſie die Zeitgemäßheit einer neuen Ab⸗ 
ſtimmung anerkennt, daß das florentiner Kabinet jo verfahren werde, daß 
die Wahlen mit Redlichkeit und Aufrichtigkeit vor ſich gehen. Wie aber auch 
das Ergebniß der Abſtimmung ausfällt, der König nimmt es im Voraus an.“ 

Auf dieſe Depeſche hat Ricaſoli am 4. März, Farini am 2ten 
geantwortet. Ricaſoli geht in ſeiner Depeſche von Zurückweiſung 
der Annahme aus, als folge Toskana bloß einem dunklen Drange, 
einer nicht klar überlegten Neigung zu Sardinien. Toskana, erklart 
. Ricaſoli, habe Einſicht genug, um leicht zu begreifen, daß die Zeit der 
N Kleinſtaaterei und der Sonderintereſſen vorbei ſei; an die Stelle des 
Municipalismus ſei die Idee der Nationalität getreten. Die Aufgabe, 
welche der Regierung vom 27. April 1859 geſtellt war, lautete dahin, 
das Land vom öſterreichiſchen Joche mit Hilfe eines Krieges zu befreien, 
und ihm eine Bürgſchaft für die Zukunft in einer Vereinigung mit 
Sardinien zu verſchaffen. Toscanas Haltung hat zehn Monate lang 
dieſes Mandat der Regierung beſtätigt und gezeigt, daß dieſes Man: 
dat, wenn es Vereinigung mit Sardinien und die Kundgebung gegen 

Oeſterreich in ſich ſchließt, keineswegs das Werk einer unüberlegten 


und Papſt als die Verhältniſſe der Bevölkerungen. Uebrigens hätte ich dieſe 
abſtrakte und heikle Frage, welche umfaſſende Erörterungen über Art und 
Bereich der päpſtlichen Autorität erfordert haben würde, nicht in Vorſchlag 
bringen können. Hätte ich eine ſolche Löjung beantragen wollen, fo würde 
ich Unruhen hervorgerufen haben; denn nichts iſt in dieſen Bevölkerungen 
a zuwider, als die Wiederherſtellung der weltlichen Gewalt der römiſchen 

Hierauf erklärte Farini, daß, wenn die Partei, welche ein Son- 
der⸗Königreich will, in der Romagna das Uebergewicht bekommen ſollte, 
dieſe Partei ſich leicht zu jeglicher Vereinbarung bereit finden würde, 
welche die Regierung Sr. Maſeſtät des Königs Victor Emanuel im 
Einvernehmen mit der Diplomatie etwa annehmen zu müſſen glauben 
würde. „Mir“, bemerkt Farini ſchließlich, „gebieten Ehre und Pflicht, 
mich von meinem unbedingten Mandate keinen Schritt zu entfernen, 
und ich verſpreche, daß ich für vollkommene und unbeſchränkte Freiheit 
der Abſtimmung Bürgſchaft leiſten kann.“ 


Breslau, 13. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Graben 10 
aus unverſchloſſener Stube, eine ſilberne Spindeluhr; Teichſtraße Nr. 1 b. 
11 Flaſchen Roth: und 2 Flaſchen Rheinwein, fo wie ein Handbeil; Nikolai: 
ſtraße Nr. 58 ein ſchwarzer Düffelrock, ein ſchwarzer wattirter Tuchrock, ein 
einfacher ſchwarzer Tuchrock, ein Paar graue Tuchhoſen, ein Paar geſtreifte 
Bukskinhoſen, ein Schafpelz mit grünem Stoff überzogen, ein grüngefutter⸗ 
ter blautuchener Frauenmantel, acht Taſchentücher, fünf bunte Ha Stücher, 
ein Frauenhemde und eine roth⸗ und weißgeſtreifte Schürze; Mühlgaſſe ! 
aus unverſchloſſenem Zimmer ein Damenmantel von ſchwarzem Tuch mit 
ſchwarzſeidenem Crep und ſchwarzem Sammet beſetzten Kragen; Gartenſtr. 
Nr. 32a. 3 Flaſchen Rothwein und eine Anzahl Eier; Matthiasſtr. Nr. 60 


7 Hüte Zucker. 0 5 
ein Portmonnaie, Spielmarken und einiges Geld 


Gefunden wurde: 

enthaltend. | 
Verloren wurde: eine goldene ovale Kapſel, auf der einen Seite mit 
einem Blumenbouquet, auf der andern mit einem Blumenkorb verziert, im 
Innern das Porträt einer Dame befindlich; eine Damentaſche, in welcher 
ſich ein Portemonnaie von Bronce mit 3 Thlr. Inhalt befand. 

[Bettelei.] Im Laufe voriger Woche find hierorts durch Polizeibeamte 
29 Perſonen wegen Bettelns verhaftet worden. 

[Außergewöhnlicher Zell Am 10. d. Mts., Früh 3 Uhr, 

wurde ein ungekannter Mann auf der Schuhbrücke liegend gefunden, welcher 
ſich durch übermäßigen Genuß geiſtiger Getränke in einen ſo beſinnungslo⸗ 
ſen Zuſtand verſetzt — 0 daß er ſofort in das Allerheiligen⸗Hoſpital gebracht 
werden mußte, woſelbſt er noch im Laufe des Vormittags deſſelben Tages 
an den Folgen ſeiner e a ſtarb. 
Unfall.]. An demſelben Tage eg lief ein 6jähriges Mädchen 
einer im Schritt über den Markt fahrenden Broſchke nach, erfaßte dte hin⸗ 
tere Axe derſelben, um ſich, wie Kinder dies oft zu thun pflegen, einige 
Schritte fortſchleifen zu laſſen. Hierbei gerieth das Mädchen, deſſen Kleider 
von den Wagenrädern erfaßt wurden, unter die Droſchke und war nahe da⸗ 
ran überfahren zu werden. Herbeigeeilten Perfonen ‚gelang es, das Kind 
aus ſeiner gefährlichen Lage zu befreien und kam daſſelbe daher mit leichten 
Beſchädigungen davon. (Pol.⸗Bl.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 12. März, Nachmittags 3 Uhr. An der Börſe wollte man wiſ⸗ 
ſen, daß die franzöſiſchen Truppen in der Lombardei nach der Abjtimmung 
über die Annexion nach Frankreich zurückgehen werden. Die Zproz. begann 
zu 67, 95, hob ſich auf 68, 05, fiel wieder auf 67, 95 und ſchloß Heft, aber 
rt 95 en Zproz. Rente 68 4 proz. Rente 95, 40. 3 
uß⸗Courſe: proz. Rente 68, —. proz. Rente 95, 40. Zproz. 
Spanier 43%. proz. Spanier 34. Silber⸗Anleihe — Deſterr. Staats. 
Eiſenbahn⸗Aktien 501. Credit⸗mobilier⸗Aktien 747. Lombard. Eiſenbahn⸗ 
Aktien —. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 
London, 12. März, Nachmittags 3 Uhr. 
Conſols 94%. Iproz. Spanier 33%. Mexikaner 22. Sardinier 85, 
5proz. Ruſſen 108%. 4 ½ proz. Rufen 98%, 
er 5 0 Arabia“ aus Newport kommend, hat Holyhead paſſirt. 
12. März, Mittags 12 Uhr 45 Minuten. Courſe behauptet. 
Neue Looſe 102, —. 


Metalliques 48%, 
National⸗Anleihe 55%. 


Hinneigung zu Sardinien ſei. Ricaſoli entwickelt hierauf die Gründe, ee 20 Furſt: National⸗Anleihe 56%. Oeſterr. Kreditaktien 70%. 
wodurch er, und mit ihm Farini, ſich bewogen fand, eine neue Ab: | Vereinsbank 98%. Norddeutſche Bank 83%. Wien 


ſtimmung am Vorabende der Einberufung des ſardiniſchen Parlaments 
anzuordnen, und erklärt, daß er ſowohl wie Farini ſich vollſtändig in 
der Ueberzeugung beſtärkt ſehe, daß ſie in ihrem vollen Rechte ſeien, 
wenn ſie aus einer Lage, die voller Gefahren ſei, endlich heraus zu] 

gelangen ſuchten. Ricaſoli ſchließt ſeine Depeſche mit den Worten: i 

„Nachträglich empfange ich Ew. Excellenz Depeſche vom 29. Februar. 

In meiner Eigenſchaft als Gouverneur erachte ich es für eine Pflicht der 
5 Billigkeit, den Toscanern die franzöſiſchen Ideen bekannt zu geben. Es ge⸗ 
nügt mir, daß der Aufruf zur allgemeinen Abſtimmung nicht mit den Wün⸗ 
ſchen des Kaiſers in Widerſpruch ſehe, gegen den dieſe Bevölkerung, ſo wie 
. die übrigen Bevölkerungen in Italien eine auf zahlreichen Gründen beruhende 
. Dankbarkeit hegen. Das toscaniſche Kabinet konnte einen e Be⸗ 
| ſchluß nicht Out ieine Verantwortung nehmen; aber ich verbürge der Abſtim⸗ 
mung vollkommene und unbedingte Freiheit.“ 

So Ricaſoli. Farini weiſt im Eingange ſeiner Antworts⸗Depeſche 
darauf hin, daß nach den engliſchen Vorſchlägen die mittelitalieniſchen 
Bevölkerungen ohne Unterſchied des Landes vor dem Einrücken fardini: 
ſcher Truppen noch einmal zur Abſtimmung berufen werden ſollten. 

f Es habe nun den Anſchein gehabt, als laſſe die politiſche Lage den 
Bevölkerungen in Betreff der Art der Abſtimmung freie Hand; wenn 
ſelbſt von vornherein keine beſtimmte Form in dieſer Beziehung vorge⸗ 
ſchlagen worden, ſo würde er, Farini, aus eigener Ueberzeugung die 

5 allgemeine Abſtimmung vorgezogen haben. Was aber den Zeitpunkt 

i der Abſtimmung betreffe, ſo ſcheine der günſtigſte Augenblick ihm der 

der Einberufung zum ſardiniſchen Parlament zu ſein, der Augenblick, 
wo es ſich entſcheiden müſſe, ob die Bevölkerungen Mittel⸗Italiens in 
demſelben vertreten ſein ſollten, um auf jeden Fall dem ſchwankenden 
und gefährlichen Zuſtande, in dem ſie ſich gegenwärtig befinden, ent⸗ 

| hoben zu werden. 2 

„Die Einſicht in die jüngften diplomatiſchen Aktenſtücke, befonders in die 

Note des Herrn Thouvenel vom 31. Januar“, fährt Farini fort, „beitärkte 

ü mich in dieſer Anſicht, und ich beſchloß, am 1. März ein Decret zu erlaſſen, 

wodurch die Bevölkerungen der Emilia zu einer neuen Abſtimmung berufen 
werden. Da traf Ihre Depeſche ein, worin mir die Ideen der franzöſiſchen 

Regierung auseinander geſetzt werden, Ideen, die ich mit Ehrfurcht und der 

Rücksicht aufgenommen habe, welche einer Macht gebührt, die für Italiens 

Unabhängigkeit ſo viel gethan hat. Ich beeile mich, dieſelden zur Kenntniß 

der Bevölkerungen zu bringen. Mein Decret ſteht mit den Wünſchen des 

Kaiſers der Franzoſen nicht im Widerſpruche. Wenn ſich 15 den erſten 

Blick einiger Unterſchied in Betreff der Romagna zeigen ſollte, ſo iſt weſent⸗ 

lich doch fein ſolcher vorhanden. Es wäre ungerecht geweſen, wenn zwiſchen 
dieſen Provinzen und den übrigen ein Unterſchied gemacht worden, da Frank⸗ 
reich ja geneigt war, die Einverleibung und die Erſetzung der en 

Regierung in der Romagna unter der Oberhoheit des Papſtes gut zu hei 


N . „Der Druck, den die Nachricht von der gegen den 
Creditanſtalts⸗Direktor Richter eingeleiteten e ig geſtern 5 öſter⸗ 
ti 


{ e gedrück⸗ 
ourſen die höher eingekauften Papiere zu verkaufen als auf den vor: 


für ſolche vorhanden. 


ſtrigen Privatverkehr auf 71%, jedoch ohne Bewegung. Vorprämien wurden 
gemacht 734—2 pr. ult.; in einzelnen Fällen, jedoch nur mit % Cour⸗ 
tage, mit 73 oder 3. In den übrigen Credit⸗Effekten war faſt abſolute Stille, 
alle Courſe behaupteten ſich jedoch mit unverminderter Feſtigkeit. 

Von preuß. Bankantheilen gingen einzelne Stücke % billiger mit 130% 
um, doch blieb für größere Summen der letzte Cours (130%) zu bedingen. 
Sehr angeboten zum letzten — (70), und noch unter dieſem bleiben 
Braunſchweiger. Provinzialbank-Aktien feſt und mit Ausnahme der Mag⸗ 
deburger ohne Angebot. ; . { 

Die ſeit etwa acht Tagen anhaltenden im Ganzen nicht beträchtlichen 
Käufe in mecklenb. Eiſenbahnaktien durch ein Haus, das man für unterrich⸗ 
tet hält, beſtimmte heute zu 1 IE Frage, die den Cours um etwa 

% bis 44 hob, wozu freilich Abgeber blieben, doch waren zu 43% noch 
Käufer. In den übrigen kleinen Aktien war es ſtill. 8 

Prioritäten zeigten ſich beliebt bei beſchränkten Umſätzen. Vielfach hört 
Anleihen waren ſtill, die Haltung eher feſter, doch war fires Angebot pro 
Avi sem beträchtlich und %—1% unter dem Tagescourſe; die 5% wich 
auch per Caſſa um 4 % auf 104%. Sämmtliche Pfandbriefe mit Aus: 
Dee der Märker ohne Abgeber, theilweis etwas höher, ebenſo Renten: 
tiefe, 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 


ar a 


ßen. Das Vicariat berührt ungleich mehr die Beziehungen zwiſchen König 


Oeſterreichiſche Creditactien behaupteten ſich meiſt 1 2 höher, als im ge: | b 


man Beſorgniſſe Bei der Zinszahlung für die Aachen⸗Düſſeldorfer äußern. R 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


2 ee 2 2 8 . beza 
Oeſterreichiſche National-Anleihe wurde meiſt % höher, mit 57% 
ein 25 1 Geſchafte ſchloß man zu 57%. Für Metalliques bo 
man, für Credit⸗Looſe bewilligte man % mehr, 54r, Looſe Be ſh 45 
nur 1% & herabgeſetzt verkäuflich. Die 5. Stieglitz⸗Anleihe ließ eln 
niedriger, di age 4 theurer begeben. Polniſche Pfandbriefe 10 
um % beſſren Cours. er Ben 
Für Gold pr. Zoll⸗Pfund ſtellte ſich das Gebot 4 Thlr. medrſ g fie N 
Souvereigns wurde Etwas % Sgr. unter Briefnotiz genommen. Sa 1 
und realiſirbare Scheine waren ausgeboten. Oeſterreichiſche Noten ge auf 
nen % Thlr. (75), nachdem ſich auch wiener Wechſel % Thlr. befler 170 
74% und 74% geſtellt. Polniſche Noten % höher, Warſchau % niedrig 
im Handel und beliebt (86%). E itation 
Deſſauer Gasaktien erhalten fih zu 84 gefragt. Eiſenbahn⸗FJabrika ji 
ließ ſich noch unter Notiz haben, Käufer fehlten. Hörder Hütten trug m Kö 
1 4 herabgeſetzt an (66), Minerva war unter letztem 3 ie 


| 
— ] . j ß —— — 
Berliner Börse vom 12. März 1860. | 


Div. Z. 


Fonds- und Geld-Oourse, 


1858| F. 2 5 
Freiw. Staats-Anleihef4½ 00 % bz. Oberschles. B. J 8%,131411074, & 107 m 
Staats-Anl. von 1850) dito C. .| 84,134, 11125 bz. u © 
52, 54, 65, 56, 5744109, ba dito Prior. A. | — 14191 6. 30 
dito 1853| 4/3 ½% 6. dito Prior. B. .| — [31118 G. Lit. C. 84 
dito 1854] 5 104% bz. dito Prior. D. — 81% B. 
Stants-Sehuld-Sch . 3½84½ ba. dito Prior. E..| — 3½72½ ba. 
Präm.-Anl. von 1865 3 ½% 114 %½ etw. bz. u. B. | dito Prior. F. 489 ½ bz. | 
Berliner Stadt-Obl.. 4% 0% B. Oppeln-Tarnow.) 4 29.6. 
Kur- u. Neumärk, . 87%, B. Prinz-W.(St-V.)| 2 | 4 48% B. 
dito dito 98 B. Rheinische . .| 5 | 4 78½ bz. 
E Pommersche 2 86%, G. dito (St.) Pr.. a 
3 dito neue 95 a 95½ ba. dito Prior. — 485 B. 
3 Posensche . | 4 100 G. dito x. St. gar. — 3% — —— 
5 dito. 434% G. Rhein-Nahe-B. . 42% b 
dito neue.. | A |88 bz. Ruhrort-Crefeld.| 3134| — — 
Schlesische . 44% 87 , 6. Starg.-Posener .| 34,134 81% B 
2 (Kur- u. Neumärk | 4 93% ba. Thüringer. . 5% 8 8. 
© Pommersche 4 % 2. Wilhelms-Bahn,| 0 4 — 
5|Posensche „...|%4 %%½ bz. dito Prior. . | — [4 — 
3% Preussische . 402 8. dito III Em. | — 4% — 
2 | Westf. u. Rhein. | 4 03 ¼ ba. dito Prior. 8. — 4 — — 
3 eee e ah 8. dito dito ——— 
Schlesische. 403 ½ tz. 
Loſisdoer — 106 bz. Preuss. und ausl. Bank-Aotion. 
Goldkronen — 1). 2%, G. Div. Z. 
222 1808| F. 
Ausländische Fonds. Berl. R.-Verein] 6%] 4 |117 B. 
Oesterr. Metall... . | 5 81%, etw. bz. Berl. Hand.-Ges.| 6½ 4 |754, @ 
dito öder Pr.-Aul. | 4 784% br. Berl. W.-Ored G. 5 | 5 f B. 
dito neue 100 fl. I. — |51% etw. bz. u. B. Braunschw. Enk.| 6½% 4 |70 B. 
dito Nat.-Anleihe | 5 [57% 4 4% ba. Bremer „4 4 [97 B. 
Russ,-engl. Anleihe. | 5 106%, 8. goburg. Ordit. A.] 6 | 4 153%, Kigkt b.. 
dito F. Anleihe | 5 4% 0. Darmst.Zettel-B| 5 | 4 83%, ba. 
do. poln. Sch-Obl. 4 88 b,, Darmst (abgest.)| 5%) 4 904 ba. u G. 
Poln, Pfandbriefe 4 Dess.Creditb.-A | 5¼4 4 19% ba. 
dito III. Em. 486% bz. Disc. -Cm.-Anth 480% bz. 
Poln. Obl. 4 500 El. 4 80% 6. Genf.Creditb.-A | — | 4 |26%, bi. 
dito à 380 Fl. 8 va G. Geraer Bank. 5¼ 4 70 8. 
dito 4 200 Pl. 22 G. Hamb. Nrd. Bank 6 | 4 |R24% bz. 
Kurhess. 40 Thlr.. 42 be. „ Ver- | 5444 % 8. 
Baden 35 Fl... . | - 12914 etw. bz. Hannov. „ 577 490 F. 6. 
— — — [ Leipziger 4465 etw. bz. u. 6. 
Aotlen-OCourse. Luxembg.Bank | — 470 B. 0.0 
Diy.| Z.- Magd. Priv. B 4416 B. 
1858! F. Mein.- Crditb.-A.| 6 | 4 |64 B. 
Aach. Düsseld. .| 31413141729, B. Minerra-Bwg.A.| 2 | 5 28% 6. 
Aach.-Mastricht.| 0 fu 16% B. Oesterr.Crdtb.A.| 7 | 5 117 4 ½% bz. u B 
Amst,-Rotterd. ‚| 6 | 4 |69%% bz. Pos. Prov.-Bank| 4 | 4 (134, @. 
Berg. Märkische| 4 | 4 1 ba. Preuss, B.-Anth. 2 7 130% ba 
Berlin-Anhalter.| 8½ 4 103% ba. Schl. Bank: Ver.] 87% 72½ 6. 
Berlin.-Hambur sh 4102½ G. Thüringer Bauk] 445% b. 
Berl-Ptsd.-Mgd.| 7 | 412% ba, eimar. Bank .| 5 4 78, B. 
Berlin-Stettiner | 6 | 4 95 ½ ba. 
Ense: | 5 | 4 |80% bz. Wochsel-Oourse. 
Cöln-Mindener .| 7½3½ 120 bz. Amsterdam . k. S. 142% bz. 
Frans. St.-Kisb. Hu 41305 . . 2 M. 141% G. 
Ludw.-Bexbach.| 11 4128 bz. Hamburg k. S. 150 1 bz. 
Magd. Halberst. | 13 | 4 [182-bz. ARD . sans. 2 M. 180% bz. 
Magd.-Wittenb. 1 | 4 133%, B. London. 4 M. G6. 17% G. 
Mainz-Ludw. A. | 6½ 4 |96 6. BB naher nn M. 10 G. 
Mecklenburger. 2% 4 |43 4 44 bz. u. B Wien österr. Währ. Js T. 724½ bz. 
Mäünster-Hamm. 4 | 4 89% 6. Wo eee 2M. 14 8 
Neisse-Brieger .| 2 | 448% dz. Augsburg 2M. 58. 24 bz 
Niederschles.. .| — 401 2. D 8 T.|99% bz 
„Se Zen — — —— die — M. 99 % b 
Nordb. (Fr. W.) 2 4 48 à 48½ b., u. B. || Frankfurt a. M. . . 2 M. 56. 4 ba. 
dito Prior. . . — 499 ¼ 6. Petersburg.. . . W 06 6. 
Oberschles. A. .| 8% 3% 114% bz. u. B. Bremen J T. 08 G. 


Berlin, 12. März. Weizen loco 60—72 Thlr. — Roggen loco 
527 —53} Thlr. pr. 2000pfd. bez., März 5215352 Thlr. bez. und 
Br. 52 Tl Gld., April 50% Thlr. bez., J lr 50—49% Thlr. bez. 


Thlr. 4 Thlr. bez. und Br., 49% 
Wa Juni⸗Juli 497, — 7 Thlr. bez, Br. und Gld., September⸗Oktober 
r. bez. 


Gerſte, große und kleine 38—44 Thlr. 
Hafe e Thlr., Lieferung pr. März 28 Thlr. 2 
Fenn 27% Thlr. at Mai⸗Juni 28 Thlr. Br., 


und Br. 11% Thlr. Gld., April⸗Mai I11%—X Thlr. bez., Br. und Gld., 
bez., 11% Thlr. Br., 11% Thlr. Gld., Septem⸗ 


tober 12% —%, Thl. bez. und Gld., 12% Thlr. Br. 

Leinöl loco 10% Thlr. Br., Lieferung 10% Thlr. Br. 

Spiritus loco ohne Faß 17 — 4 Thlr. bez., dito mit Faß 17% 
Thlr. bez., März und März⸗April 17% Thlr. bez. und Gld., 1770 Thlr. 
Br., April⸗Mai 17% — 7 Thlr. bez. und Br. 17% Thlr. Gld., Mal⸗Juni 
17%—% Thlr. bez., 17% Thlr. Br. 17% Thlr. Gld., Juni⸗Juli 18 Thlr. 
bez. und Gld., 18% Thlr. Br., Juli⸗Auguſt 18% — % Thlr. dez. und Br., 
18% Thlr. Gld., Auguſt⸗September 18% Thlr. bez. u. Gld., 18%, Thl. Br. 

Weizen in feſter Haltung. — Roggen eröffnete in ſehr feſter Haltung 
und wurde 17 weſentlich höheren Preiſen, namentlich für den laufenden Ter- 
min, ziemlich lebhaft umgeſetzt, ſchließt jedoch in matter Haltung und billiger 
käuflich. I. oco-Waare blieb geſucht und wurde höher bezahlt. — Rübbl 
konnte die zu Anfang der Börſe hoͤher bewilligten Preiſe nicht behaupten 
und ſchließt mit weſentlich niedrigeren Offerten. — Spiritus ſehr animirt 
und höher bezahlt. 


ſcher 69 Thlr. Br., 68 ½ Thlr. Gld. . 
Roggen höher bezahlt, ſchließt matter; loco rag gar pr. 77pfp. 
47 48 Thlr. bez., 77pfd. pr. März 48 Thlr. Br., pr. Frühjahr 


f e 
Rüböl behauptet; loco 11% Thlr. bez., 12 Thlr. Br., kurze Liefer. 
Y 1 pr. Juni⸗Juli 12% Thlr. 
ez. 


piritus unverändert; loco ohne Faß 16% % Thlr. bez., 
Faß 17 Thlr. bez. pr. März und März⸗ April 17%, Thlr. Br., 17 Thlr. I 


24 

Thlr. bez., pr. Auguſt⸗September 11 Thlr. bez., pr. September⸗Oktober 
1% z f 
ei 


Breslau, 13. März. [Produktenmarkt.] Für ſämmtliche Ge: 


treibearten in unverändert feſter Haltung, Zufuhren wie Angebot mäßig, der 
Begehr gut und geſtrige Preiſe behauptet. Oel und eaten, ohne Aeg 
derung. — Spiritus jeſt pro 100 Quart preußiſch loco 16%, März 16% G. 


Sgr. € Sgr. 5 

Weißer Weizen 75 78 80 82 Winterraps. . . 90 94. 96 9 

Gelber Beizen 66 68 72 75 Winterrübſen .. 76 78 80 84 

dito mit Bruch . 52 56 60 64 Sommerrübſen . 72 76 78 80 

oggen . . . . 55 58 60 63 [Schlagleinſaat. . 75 80 84 88 
Gerſte . . 42 4547 50 Thlr. 

a fer . . 26 28 30 32 . 8 
Locherbſen . . 34 56 58 62 Rothe Kleeſalt. 717 9101112 
uttererbjen .. 45 48 50 52 Weiße dito 17 20 22% 23% 25 
icenn . 40 45 48 50 Thymothee. . 10 10% 11 11% 


1 
waren 


27% Thlr. 


